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1. Verordnung: Durchführung des Wohnbauförderungsgesetzes 1968; Festlegung näherer Bestimmungen über die 
Gewährung der Wohnbeihilfe. 

2. Verordnung: Durchführung des W ohnbauförderungsgesetzes 1968 ; Festlegung näherer Bestimmungen über die 
Gewährung von Darlehen anstelle von Eigenmitteln. 

3. Y erordnung: Durchführung des W ohnbauförderungsgesetzes 1968 ; Festlegung angemessener Gesamtbaukosten 
Je ({uadratmeter und der normalen Ausstatwng der geförderten Baulichkeiten. 

1. j 9. Einkommensstufe ............ 45 v. H. 
1 10. Einkommensstufe . . . . . . . . . . . . 55 v. H. 

Verordnung der Wiener .Lande~regierung ! 11. Einkommensstufe ............ 66 v. H. 
V:?m 12. Dezember 1972, ~lt der in Durch- 1 12. Einkommensstufe ............ 78 v. H. 
ftu9h6r8ung .. h des B ~ohnhauford~rub ngsd~esetGzes 1 zur Bestreitung des Wohnungsaufwandes zumut-

.. na ere estunm~~gen U er 1e e- bar sind. Eine Einkommensstufe beträgt bei einer 
wahrung der Wohnbeihdfe festgdegt wer- Haushaltsgröße von 1 Person 500 S und erhöht 

den 'eh b · H h 1 di · ·1 · 

Auf Grund des § 15 Abs. 8 des Wohnbau­
förderungsgesetzes 1968, BGBL Nr. 280/1967, in 
der Fassung der Novelle vom 30. Mai 1972, 
BGBL Nr. 232, wird nach Anhören des Wohn­
bauförderungsbeirates verordnet: 

§ l. (1) Die Wohnbeihilfe (§ 15 und § 23 
Z. 1 des Wohnbauförderungsgesetzes 1968) ist 
in der Höhe zu gewähren, die sich aus dem 
Unterschied zwischen zumutbarer (Abs. 2) und 
der im nachfolgenden Abs. 4 näher bezeichneten 
Wohnungsaufwandsbelastung für eine der Fa­
miliengröße entsprechende Wohnung (Abs. 4) 
je Monat ergibt. Hiebei ist das Ausmaß der 
Wohnbeihilfe zumindest so festzusetzen, daß bei 
einer Haushaltsgröße von einer Person dieser 
nach Abzug der Wohnungsaufwandsbelastung ein 
Einkommen (§ 2 Abs. 1 Z. 12 des Wohnbau­
förderungsgesetzes 1968) bis zur Höhe des Richt­
satzes gemäß § 292 Abs. 3 und 4 des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes, abzüglich 
5 v. H., verbleibt; das gleiche gilt sinngemäß 
bei einer Haushaltsgröße von zwei Personen. 

(2) Als zumutbare Wohnungsaufwandsbelastung 
ist jener Teil des monatlichen Familieneinkom­
mens(§ 2 Abs. 1 Z. 13 des Wohnbauförderungs­
gesetzes 1968) anzusehen, der wie folgt zu er­

s1 ei aus a ten, e Jewe1 s um eme Person 
größer sind, um je 25 v. H. übersteigt das Ein­
kommen die Summe von zwölf Einkommens­
stufen, gebührt keine Wohnbeihilfe. 

(3) Unter Wohnungsaufwandsbelastung sind 
jene auf eine Wohnung entfallenden monatlichen 
Kosten zu verstehen, die aus der Abstattung der 
Annuität des Förderungsdarlehens und der Eigen„ 
mittel des Vermieters (§ 32 Abs. 2 Z. 1 und 
Abs. 3 Z. 2 des Wohnbauförderungsgesetzes), der 
Tilgung und Verzinsung sonstiger zur Finan­
zierung des Bauvorhabens aufgenommener Dar­
lehen, soweit deren Bedingungen und Höchst­
grenze den Bestimmungen des § 15 a Abs. 1 des 
Wohnbauförderungsgesetzes entspricht, jedoch ab­
züglich allenfalls gewährter Annuitätenzuschüsse, 
sowie aus der ordnungsgemäßen Erhaltung des 
Hauses (§ 32 Abs. 3 Z. 4 des W ohnbauför­
derungsgesetzes) entsteht. 

(4) Als der Familiengröße entsprechend sind 
Wohnungen anzusehen, deren Ausmaß an Nutz­
fläche diie Grenzwerte des § 15 Abs. 1 und § 2 
Abs. 1 Z. 3 des Wohnbauförderungsgesetzes 
1968 nicht übersteigt. 

mitteln ist: 
Das Einkommen wird in 
unterteilt, wobei von der 

(5) Für Wohnungen, deren Nutzfläche die im 
Abs. 4 genannten Gr·enzen übersteigt, ist der 
Berechnung der Wohnbeihilfe jener Teil des 
Wohnungsaufwandes zugrunde zu legen, der dem 

Einkommensstufen Verhältnis der angemessenen Wohnungsgröße 
zur tatsächlichen Wohnungsgröße entspricht. 
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§ 2. (1) Wohnbeihilfen dürfen erstmals höch­
stens auf ein Jahr, in der Folge jeweils höchstens 
auf die Dauer von drei Jahren bewilligt wer­
den. 

(2) Der Empfänger der Wohnbeihilfe ist ver­
pflichtet, der Wiener Landesregierung alle Tat­
sachen, die eine :Anderung der Höhe der Wohn­
beihilfe oder den Verlust des Anspruches zur 
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